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Das Jahresende 2014 steht unmittelbar vor der Tür. Die einheimische Tou-
rismusbranche wartet wieder gespannt auf  das Eintreffen des Winters. 
Ich gehe davon aus, dass Frau Holle es wieder rechtzeitig schaffen wird, 
unsere Heimat in eine zauberhaft weiße Märchenlandschaft zu verwan-
deln und so hoffentlich wieder die nötige Grundlage für eine erfolgreiche 
Saison unserer regionalen Wirtschaft bieten kann. 
Wirtschaftlich gesehen macht sich in Europa und  auch in Österreich Sta-
gnation breit. Wir warten dringend auf Reformen im Bereich des Pensi-
onsrechtes, der Bildung und insbesondere auch im Bereich der Steuern. 
Sinnvolles Einsparen im Staatshaushalt, wo es nur geht und möglich ist, 
gekoppelt mit einer grundlegenden Steuerreform, die insgesamt zu einer 
Steuerentlastung für die Bevölkerung führt, sollte die Zielsetzung sein. 
Meines Erachtens sollten Expertenteams zu den wichtigen Fragestellun-
gen Stellung beziehen und Antworten erarbeiten, die dann von Regierung 
und Parlament umgesetzt werden sollten, zum ausschließlichen Wohle 
Österreichs und unabhängig davon, ob möglicherweise die eigene Klientel 
einer Partei hier Nachteile daraus erleiden könnte.
Diese zahlreichen Unsicherheiten im Großen wecken möglicherweise das 
Bedürfnis nach  Geborgenheit im Kleinen. Dafür ist die Advent- und Weih-
nachtszeit geeignet – passend zur Jahreszeit – ein wenig innezuhalten und 
sich wenn möglich vermehrt Zeit für sich selbst und die Familie zu neh-
men. Das wünschen wir jedem unserer Klienten und Geschäftspartner von 
ganzem Herzen.
Im November 2014 hat es zwei runde Geburtstage in unserer Kanzlei gege-
ben. Hermann Gandler feierte seinen 60. und Klaus Thöne seinen 50. Ge-
burtstag. Wir gratulieren recht herzlich.
Bernhard Gruber wünschen wir für seine neue Aufgabe ab 01.12.2014 als 
Vorstandsmitglied bei den Wildkogelbahnen viel Erfolg. 
Der Themenbereich dieser Kanzleizeitung erstreckt sich über zahlreiche 
Schwerpunkte, wie die umsatzsteuerliche Ordnungsmäßigkeit von Rech-
nungen, die steuerliche Behandlung von Entgelten aus der Einräumung 
von Servituten im Rahmen der Landwirtschaft, Änderungen im Bereich 
der Auftraggeberhaftung ab 2015, die ab Dezember 2014 neu geltenden Le-
bensmittel- und Allergenkennzeichnungspflichten (insbes. Gastronomie) 
und Änderungen im Bereich der Geltendmachung des Gewinnfreibetrages.
Weiters setzt unser PV-Team einen Artikelschwerpunkt auf die Darstel-
lung der Verschärfung des Anti-Lohn-Dumpinggesetztes und eine Erwei-
terung des damit verbundenen Strafkataloges ab 2015, der Bedeutung von 
schriftlichen Arbeitsverträgen als Schutzinstrument für Arbeitgeber sowie 
einer Übersicht über die ab 2015 geltenden SV-Werte.
Dankenswerterweise haben uns unsere Kollegen von „Witisa – Wirtschaft-
streuhand für Tirol und Salzburg“ wieder mit einem interessanten Beitrag 
über die steuerliche Absetzbarkeit der doppelten Haushaltsführung unter-
stützt. 
Gruber & Partner berichtet in einem interessanten Beitrag über einen 
Stresstest für Hotelbetriebe.
Wir möchten uns bei unseren Klienten für das Vertrauen und die langjäh-
rige Treue bedanken. Im Namen unserer Mitarbeiter, Kollegen und Partner 
wünschen wir ein besinnliches Weihnachtsfest und vor allem ein gesundes 
und erfolgreiches Jahr 2015.

Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner
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... zum 60. Geburtstag   
Am Donnerstag, den 13.11.2014 durften wir mit 
Hermann ausgiebig seinen Geburtstag feiern. 

Der von uns gemeinsam mit diversen Showeinlagen gestaltete Abend war nicht nur 
für Hermann ein gelungenes Fest. An dieser Stelle möchten wir uns noch einmal 
bei Dieter Hüttl für die tolle musikalische Umrahmung der Festlichkeit und bei den 
Schülern der Tourismusschule Bramberg unter der Leitung von Herrn Dir. Mag. 
Erich Czerny und Frau Marlies Paulitsch für das herrliche Catering sowie das tolle 
Service bedanken. Lieber Hermann! Wir möchten uns bei Dir recht herzlich für 
dein immer offenes Ohr für unsere Anliegen sowie die kollegiale und partnerschaft-
liche Zusammenarbeit bedanken und wünschen Dir weiterhin viel Kraft, Energie 
und vor allem Gesundheit und wünschen uns, mit Dir noch viele gemeinsame Feste 
feiern zu können.						     Deine Partner und Mitarbeiter

Wir gratulieren

Stb. Hermann Gandler

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

... zum 50. Geburtstag.

Wir gratulieren

Klaus Thöne

Üblicherweise vereinbaren Ehegatten und Lebensge-
fährten bei einem Bankkonto, dass beide Zugriff darauf 
haben. Ebenso soll dies für die Sparbücher oder Wertpa-
pierdepots möglich sein. Vorrangig im Ablebensfall eines 
der beiden Inhaber, sowie bei sonstigen Verfügungen, 
ist die richtige Gestaltung von besonderer Bedeutung. 
Dabei sind nachstehende Varianten zu beachten:

„Und-Konto“ (Sparbuch, Depot etc.) 
Bei den sogenannten „Und-Konten“ können sämtliche 
Kontoinhaber gemeinsam verfügen. Dabei können 
beide Kontoinhaber über das Kontoguthaben dispo-
nieren. Im Ablebensfall eines Kontoinhabers erfolgt 
jedoch eine automatische Sperre des Kontos. Deshalb 
kann der verbleibende Kontoinhaber während des 
Verlassenschaftsverfahrens nicht darüber verfügen. 

„Oder-Konto“  
Beim „Oder-Konto“ kann jeder Kontoinhaber allein 

verfügen. Somit kann jeder Kontoinhaber im eigenen 
Namen über das gesamte Guthaben aus dem Konto 
verfügen, wobei das Zuvorkommen entscheidet. Beim 
Ableben eines Kontoinhabers bei einem „Oder-Konto“ 
erfolgt keine automatische Sperre. Der verbleibende 
Kontoinhaber kann uneingeschränkt weiter über das 
Konto verfügen. Weiters braucht bei dieser Kontoart 
der Kontoinhaber gegenüber Dritten, auch dem Sozi-
alamt, nicht erklären für welchen Verwendungszweck 
diverse Barabhebungen verwendet wurden. 
Natürlich besteht bei dieser selbständigen Verfü-
gungsbefugnis auch die Gefahr der Kontoplünderung, 
die insbesondere bei nicht mehr intakten Eheverhält-
nissen bzw. Partnerschaften zu beachten ist. 

Gerne stehen wir Ihnen hier für weitere Beratungen 
zur Verfügung. 

Stb. Hermann Gandler

Wichtige Gestaltungsmöglichkeit 
bei gemeinsamen Bankkonten

im Ortszentrum (ehemaliges Postamtsgebäude)
Wohnung südseitig mit Balkon, teilweise möbliert, Kellerabteil, Garage möglich
Weitre Informationen: Peter Scharler unter der Tel. +43 (0) 664 430 80 50

ZU VERMIETEN

Geschäftslokal 100 m2 und Wohnung 83 m2

Übersteigt der Jahresgewinn den Betrag von Euro 
30.000,00, müssen zur Geltendmachung eines weite-
ren Gewinnfreibetrages Investitionen getätigt werden. 
Begünstigte Wirtschaftsgüter für diesen investitions-
bedingten Gewinnfreibetrag sind:

	 Körperliche, abnutzbare und  
ungebrauchte Anlagegüter mit einer 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer von min-
destens 4 Jahren. Darunter können auch Gebäude 
fallen. Es ist jedoch zu beachten, dass der Gewinn-
freibetrag nur für neue Gegenstände und Gebäude 
geltend gemacht werden kann. Handelt es sich bei 
der Anschaffung um ein gebrauchtes Wirtschafts-
gut, kann dafür kein Gewinnfreibetrag geltend 
gemacht werden. 

	 Wohnbauanleihen gemäß § 10 Abs. 3 Z 2 Ein-
kommensteuergesetz, wenn sie ab der Anschaffung 

mindestens 4 Jahre dem Betrieb (durch Aufnahme 
in ein zu führendes Verzeichnis) gewidmet werden. 
Im Hinblick auf die Anschaffung von Wohnbauan-
leihen empfehlen wir Ihnen, sich möglichst bald 
über das bestehende Angebot zu informieren. Zu 
beachten ist in jedem Fall, dass Wohnbauanleihen 
bei Erstzeichnung meistens eine Laufzeit von über 
10 Jahren haben, wodurch das investierte Kapital 
für diesen Zeitraum gebunden ist!

Nicht begünstigt sind insbesondere:
	 Pkw und Kombi, ausgenommen Fahrschulfahrzeuge 

und Taxis 
	 Gebrauchte Wirtschaftsgüter 
	 Sofort abgesetzte geringwertige Wirtschaftsgüter
	 Wertpapiere

Mag. Julian Holleis

Gewinnfreibetrag 
Änderung bei den begünstigten Wirtschaftsgütern
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OrdnungsgemäSSe Rechnungen und 
Anzahlungs- bzw. Teilrechnungen
Aufgrund der Wichtigkeit einer ordnungsgemäßen 
Rechnung für den Vorsteuerabzug möchten wir noch-
mals die Rechnungsmerkmale zusammenfassen und 
auf einige wichtige Punkte hinweisen:

Welche Angaben muss eine Klein-
betragsrechnung (= eine Rechnung mit 
einem Bruttobetrag bis einschlieSSlich 
€ 400,00) haben:

	 Name und Anschrift des Leistungserbringers

	 Rechnungsdatum

	 Liefer- oder Leistungsdatum

	 Menge und handelsübliche Bezeichnung der 
	 gelieferten Gegenstände oder Art und Umfang 
	 der sonstigen Leistung

	 Steuersatz

	 Angabe des Bruttobetrages (eine Aufteilung in Netto-
betrag, Steuerbetrag und Bruttobetrag kann entfallen)

Angaben für Rechnungen 
über € 400,00 (brutto)

	 Name und Anschrift des Leistungserbringers

	 Art bzw. Umfang der Lieferung/Leistung

	 Tag der Lieferung/Leistung 
	 (oder Zeitraum der Leistung)

	 Nettoentgelt 

	 Angabe des Steuersatzes

	 den auf das Nettoentgelt entfallenden Steuerbetrag 

	 Ausstellungsdatum

	 Name und Anschrift des Empfängers

	 UID-Nummer des Rechnungsausstellers

	 fortlaufende Rechnungsnummer

und bei Rechnungen deren Gesamtbetrag 
€ 10.000,00 übersteigt 

	 die UID-Nummer des Empfängers (wenn der Leis-
tungserbringer im Inland seinen Sitz hat und der 
Umsatz an einen anderen Unternehmer ausgeführt 
wird) – Überprüfung durch den Rechnungsaus-
steller ist nicht erforderlich – allerdings sollte der 
Leistungsempfänger prüfen, ob die angegebene 
UID-Nummer richtig ist, weil es für ihn eine Vor-
aussetzung für den Vorsteuerabzug ist)

In diesem Zusammenhang sei auch erwähnt, dass ein 
Rechnungsmerkmal für die ordnungsgemäße Rech-
nung und somit für den Vorsteuerabzug die richtige 
und gültige UID-Nummer des Rechnungsausstel-
lers  ist. Bis Ende 2013 verlangte die österreichische 
Finanzverwaltung keine Überprüfung der Richtigkeit 
der UID des leistenden Unternehmers durch den Leis-
tungsempfänger. Seit 2014 besteht diese Erleichterung 
nicht mehr. Es sollte daher der Leistungsempfänger 
in regelmäßigen Abständen die UID-Nummern seiner 
Lieferanten (Leistungserbringer) überprüfen.

Bei Leistungen, bei welcher die Steuerschuld auf den 
Leistungsempfänger übergeht (z. B. Bauleistungen, Lie-
ferung sicherungsübereigneter Gegenstände, Lieferung 
von Gas u Elektrizität an Wiederverkäufer, Lieferung 
von Abfallstoffen bzw. damit zusammenhängende sons-
tige Leistungen), ist immer die UID des Leistungsemp-
fängers anzugeben und auf den Übergang der Steuer-
schuld hinzuweisen – Steuer ist keine auszuweisen.
Bei innergemeinschaftlichen Lieferungen ist die Angabe  
einer gültigen UID Nummer des Leistungsempfängers 
von besonderer Bedeutung, da dies ein Teil des Nach-
weises für die steuerfreie Lieferung (in Österreich)  für 
den Leistungserbringer ist. In diesem Fall ist die UID 
des (ausländischen) Leistungsempfängers vom öster-
reichischen Lieferanten auf jeden Fall auf die Gültigkeit 
und Richtigkeit (Stufe 2 – Abfrage über Finanz-Online) 
zu überprüfen – bei erstmaliger Aufnahme der Ge-

schäftsbeziehung auf jeden Fall, bei längeren Geschäfts-
beziehungen in regelmäßigen Abständen.

Angaben in der Vorauszahlungs- 
oder Anzahlungsrechnung: 

Folgende Voraussetzungen für eine Anzahlungs- 
oder Vorauszahlungsrechnung sind erforderlich:

Der Inhalt und die Ausführung der Lieferung bzw. 
Dienstleistung müssen bereits feststehen – die geplan-
te Ausführung findet erst in der Zukunft statt. 

Folgende Änderungen der Rechnungsmerkmale 
ergeben sich bei einer Anzahlungsrechnung:

	 anstatt des Liefer- bzw. Leistungsdatums ist der 
vereinbarte voraussichtliche Zeitpunkt bzw. Zeit-
raum anzugeben. Sollte der Zeitpunkt der Leistung 
noch nicht feststehen, genügt der Hinweis, dass 

diesbezüglich noch keine Vereinbarung getroffen 
wurde (z. B. über den Leistungszeitraum wurde 
noch keine Vereinbarung getroffen)

	 anstatt des Entgelts ist der Anzahlungsbetrag (Tei-
lentgelt) sowie der darauf entfallende Steuerbetrag 
anzuführen

Es empfiehlt sich, die „Anzahlungsrechnung“ auch 
als solche zu bezeichnen – z. B. „Anzahlungsrechnung 
über den am … vereinnahmten Teilbetrag“ oder „1. 
Teilrechnung über die vereinbarte und am … fällig 
werdende Abschlagszahlung“

Die Steuerschuld (für den Leistungserbringer) bzw. 
die Vorsteuerabzugsberechtigung (für den Leistungs-
empfänger) für eine  Anzahlungsrechnung entsteht 
erst mit Eingang der Zahlung.

Maria Trenkwalder

UMSATZSTEUER

Bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern gilt das Zufluss-Abfluss-Prinzip. Es ist darauf 
zu achten, dass nur Zahlungen den Gewinn verändern und nicht der Zeitpunkt des 
Entstehens der Forderung oder Verbindlichkeit, wie dies bei der doppelten Buch-
haltung (= Bilanzierung) entscheidend ist. Durch gezielte Planung kann somit das 
Jahresergebnis optimal gestaltet werden.

Beim Zufluss-Abfluss-Prinzip ist jedoch insbesondere für regelmäßig wiederkeh-
rende Einnahmen und Ausgaben (z.B. Löhne, Mieten, Versicherungsprämien, Zin-
sen) die fünfzehntägige Zurechnungsfrist zu beachten.

Beispiel: Die Mietzahlung für Dezember 2012, die am 14.1.2013 bezahlt wird, gilt auf-
grund der fünfzehntägigen Zurechnungsfrist noch im Dezember 2012 als bezahlt.

Tipp von Klaus Thöne

Glättung der Progression 
bzw. Gewinnverlagerung bei 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnern
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Große und systemrelevante Banken müssen sich 
regelmäßig einem Belastungstest unterziehen, um ihre 
Stabilität auch unter Stressbedingungen abschätzen 
zu können. Da stellt sich natürlich sofort die Frage, wie 
denn wohl der durchschnittliche Hotelbetrieb mit uner-

warteten Belastungen umgehen kann. 
Ein Zinsschock von zwei Prozent ist eine übliche und 
mittelfristig auch durchaus nicht von der Hand zu wei-
sende Mehrbelastung aus der Finanzierung, die ja nach 
wie vor sehr fremdkapitallastig ist. 

	 3-Sterne-Hotellerie	 4/5-Sterne-Hotellerie
		
Aktiva	 1.364	 4.028 
Fremdkapital	 1.187	 3.585 
		
Einnahmen	 867	 1.978 
GOP	 191	 435 
		
Zinsen	 35	 99 
Cashflow	 156	 336 
Entschuldungsdauer in Jahren	 8	 11 
	  	  
Zinsen bei Zinsschock 2 %	 52	 138 
Entschuldungsdauer in Jahren	 23	 26 

Nimmt man als Testvariable die sehr übliche Kennzahl 
„Entschuldungsdauer“, die sich aus Fremdkapital durch 
Cashflow errechnet, so sind in der derzeitigen Zinsum-
gebung sowohl die Drei- als auch die Vier- und Fünf-
Sterne-Unternehmen mit einer Entschuldungsdauer von 
8 bzw. 11 Jahren im „grünen Bereich“. Ein Zinsanstieg 
von vergleichsweise bescheidenen 2 % würde allerdings 
schon bewirken, dass sowohl bei den Hotels der Mittel- 
als auch der Qualitätsklasse die vom Reorganisationsge-
setz geforderten Kennzahlengrenze von 15 Jahren von 
deutlich mehr als der Hälfte der Unternehmen nicht 

mehr eingehalten werden könnte und voraussichtlich 
auch mehr oder weniger ausgeprägte Zahlungsprobleme 
auftreten würden.

Damit wird deutlich, dass es sehr geboten ist, die derzeit 
günstige Zinslandschaft für weitere Konsolidierung zu 
nutzen und für künftige Finanzierungen auch der Frage 
des möglichen Zinsanstieges mehr Beachtung zu schen-
ken (Fixzinskredit oder ERP-Kredit).

Quelle: Österreichische Tourismusbank ÖHT Blog

Posted: 20 Oct 2014 03:03 AM PDT

Stresstest für Hotelbetriebe

Die Gruber & Partner Unternehmensberatung GmbH  
analysiert gerne, welche Auswirkungen der links angeführte „Zinsschock“ 
für Ihr Unternehmen bedeutet und unterstützt Sie bei einer Optimierung 
der Finanzierungsstruktur inkl. z. B. Einholung von Angeboten bezüglich 
einer Zinsabsicherung.

Bernhard Gruber

Akademischer Unternehmensberater, CMC, CSE

Wir wünschen Ihnen gesegnete
Weihnachten und ein erfolgreiches
und vor allem gesundes Jahr 2015!
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WITISA

Wird vom Finanzamt eine doppelte Haushaltsfüh-
rung (= das Führen eines eigenen Haushaltes am Be-
schäftigungsort bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung 
eines Familienwohnsitzes) steuerlich anerkannt, 
dann können am Beschäftigungsort anfallende 
Miet- oder Hotelkosten (bzw. bei Eigentumswohnun-
gen eine Absetzung für Abnutzung), Betriebs- und 
Einrichtungskosten sowie Ausgaben für Familien-
heimfahrten grundsätzlich steuermindernd geltend 
gemacht werden. Angesichts der meist hohen Wohn- 
und Reisekosten werden dabei oft beträchtliche 
Steuerentlastungen erzielt. Die Finanzämter blicken 
deshalb mit Argusaugen auf die Geltendmachung 
solcher Kosten. Die tendenziell großzügiger geworde-
ne Rechtsprechung und ihre Übernahme in die Lohn-
steuerrichtlinien des Finanzministeriums machen 
allzu restriktiven Auslegungen aber immer öfter ei-
nen Strich durch die Rechnung.

Nach Randziffer 341 der Lohnsteuerrichtlinien (kurz: 
Rz. 341 LStR) ist die doppelte Haushaltsführung dann 
beruflich veranlasst und somit einkommensteuerlich 
anerkannt, wenn der Familienwohnsitz (1) vom Be-
schäftigungsort so weit entfernt ist, dass eine tägli-
che Rückkehr nicht zugemutet werden kann (2) und 
entweder die Beibehaltung des Familienwohnsitzes 
außerhalb des Beschäftigungsortes nicht privat ver-
anlasst ist (3) oder die Verlegung des Familienwohn-
sitzes an den Beschäftigungsort nicht zugemutet 
werden kann (4). 

(1) Nach Rz. 343 LStR liegt der Familienwohnsitz 
dort, wo ein in Ehe oder Lebensgemeinschaft lebender 
oder ein alleinstehender Steuerpflichtiger seine engs-
ten persönlichen Beziehungen (z.B. Familie, Freundes-
kreis) und einen eigenen Hausstand hat. Der Steuer-
pflichtige hat einen eigenen Hausstand, wenn er eine 
Wohnung besitzt, deren Einrichtung seinen Lebensbe-
dürfnissen entspricht. Ein eigener Hausstand liegt z.B. 
dann nicht vor, wenn der Steuerpflichtige Räumlich-
keiten innerhalb eines Wohnungsverbandes einer oder 
mehrerer Person(en), die nicht Ehepartner oder Le-
bensgefährten sind, mitbewohnt (z.B. bei den Eltern). 
Verfügt ein alleinstehender Steuerpflichtiger an seinem 
„Familienwohnsitz“ zwar über eine eigene Wohnung, 
mietet er jedoch am Beschäftigungsort eine größere 
Wohnung, dann verlegt er damit seinen Wohnsitz und 
die doppelte Haushaltsführung wird ebenfalls nicht an-
erkannt (Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofs vom 
9. 9. 2004, Geschäftszahl 2002/15/0119).

(2) Nach Rz. 342 LStR ist die Unzumutbarkeit der täg-
lichen Rückkehr an den Familienwohnsitz grund-
sätzlich dann anzunehmen, wenn der Familienwohnsitz 
vom Beschäftigungsort mehr als 80 km entfernt ist und 
die Fahrzeit mehr als eine Stunde beträgt, wobei auf das 
tatsächlich benutzte Verkehrsmittel abzustellen ist.

(3) Nach Rz. 344 LStR ist insbesondere dann keine pri-
vate Veranlassung der Beibehaltung des Famili-
enwohnsitzes außerhalb des Beschäftigungsortes 

zu unterstellen, wenn der (Ehe)Partner des Steu-
erpflichtigen am Familienwohnsitz steuerlich rele-
vante Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlicher, 
gewerblicher, selbständiger oder unselbständiger Er-
werbstätigkeit in Höhe von mehr als 6.000 Euro jähr-
lich erzielt oder die jährlichen Einkünfte mehr als ein 
Zehntel jener des Steuerpflichtigen ausmachen und 
damit in Bezug auf das Familieneinkommen von wirt-
schaftlicher Bedeutung sind.

(4) Alternativ zu (3) ist nach Rz. 345 LStR die doppelte 
Haushaltsführung wegen Unzumutbarkeit der Ver-
legung des Familienwohnsitzes auch in folgenden 
Fällen anzuerkennen:

	 bei ständig wechselnder Arbeitsstätte (z.B. bei ei-
nem Bauarbeiter, bei saisonal Beschäftigten oder 
bei Vorliegen einer Arbeitskräfteüberlassung)

	  wenn von vornherein mit Gewissheit anzunehmen 
ist, dass die berufliche Tätigkeit am Beschäftigungs-
ort mit maximal vier bis fünf Jahren befristet ist

	 bei Unzumutbarkeit der (Mit)Übersiedlung von 
pflegebedürftigen Angehörigen

	 wenn bei Vorhandensein unterhaltsberechtigter 
und betreuungsbedürftiger Kinder eine (Mit)Über-
siedlung der gesamten Familie aus wirtschaftli-
chen Gründen nicht zumutbar ist. Wirtschaftliche 
Gründe liegen beispielsweise dann vor, wenn der 
Verkauf des Einfamilienhauses bzw. der Wohnung 
am Familienwohnsitz aufgrund der Lage in einem 
strukturschwachen Gebiet zu erheblichen Vermö-
genseinbußen führen würde und die Anschaffung 
einer adäquaten Wohnung am Beschäftigungsort 
aus dem Erlös nicht möglich wäre. Dasselbe gilt für 
den Fall, dass der Arbeitgeber dem Steuerpflichti-
gen eine verbilligte Wohnmöglichkeit am Beschäf-
tigungsort zur Verfügung stellt, die aufgrund der 
Größe und Ausstattung nicht den Familienbedürf-
nissen entspricht. Nach der Rechtsprechung ist 
eine Verlegung des Familienwohnsitzes an den Be-
schäftigungsort auch dann nicht zumutbar, wenn 
am Familienwohnsitz eine eigene – wenn auch klei-
ne und nur der Selbstversorgung dienende – Land-
wirtschaft betrieben wird (Unabhängiger Finanz-
senat vom 07.07.2006, Geschäftszahl RV/0440-G/04 
und vom 10.07.2009, Geschäftszahl RV/0137-K/07).

Nach Rz. 345a LStR ist die Frage der Unzumutbarkeit 
der Verlegung des Familienwohnsitzes für jedes Veran-
lagungsjahr gesondert zu beurteilen.

Schließlich ist noch auf Rz. 347 LStR hinzuweisen, in der 
klargestellt wird, dass eine doppelte Haushaltsführung 
auch dann steuerlich anerkannt wird, wenn ein Steuer-
pflichtiger seinen bisherigen Wohnsitz am Beschäfti-
gungsort deshalb als Berufswohnsitz beibehalten muss, 
weil sich der Familienwohnsitz in unüblicher Entfernung 
vom Beschäftigungsort befindet: „Wird erstmals ein ge-
meinsamer Familienwohnsitz am Beschäftigungsort des 
einen Partners gegründet und der andere Partner muss, 
weil er seine bisherige Erwerbstätigkeit beibehält, auch 
seinen bisherigen Wohnsitz außerhalb der üblichen Ent-
fernung vom neuen Familienwohnsitz beibehalten, so 
sind seine durch die Beibehaltung erwachsenden Mehr-
aufwendungen als Werbungskosten abzugsfähig. 

Zur Kostentragung am Familienwohnsitz trifft Rz. 351  
LStR folgende Aussage: „In einer Partnerschaft (Lebens-
gemeinschaft) mit Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft 
ist es angesichts der vielfältigen wirtschaftlichen Las-
ten nicht erforderlich, genau nachzuweisen, wer welche 
Kosten des gemeinsamen Familienwohnsitzes trägt. Er-
wachsen einem Steuerpflichtigen demnach Kosten für 
einen berufsbedingten zweiten Haushalt und werden 
diese Kosten von ihm getragen, sind diese auch dann 
als Werbungskosten absetzbar, wenn die Miete für die 
Wohnung am Familienwohnsitz vom Lebensgefährten 
finanziert wird.“ Eine anteilige Kostentragung durch den 
Steuerpflichtigen für den Familienwohnsitz ist demnach 
entgegen weit verbreiteter Meinung nicht erforderlich.

Als steuerlich berücksichtigungsfähige Kosten 
einer doppelten Haushaltsführung kommen unver-
meidbare Aufwendungen in Betracht, die dem Steuer-
pflichtigen dadurch erwachsen, dass er am Beschäf-
tigungsort wohnen muss. Es sind somit jene Kosten 
absetzbar, welche der Steuerpflichtige für eine zweck-
entsprechende Unterkunft für sich allein aufwenden 
muss. Dazu zählen nach Rz. 349 und 356 LStR

	 Miete (bei Eigentumswohnungen: jährlich 1,5 % 
von den Anschaffungskosten als Absetzung für Ab-
nutzung), Betriebskosten und Einrichtungskosten 
(grundsätzlich auf maximal 10 Jahre verteilt) bezo-
gen auf eine Kleinwohnung im maximalen Ausmaß 
von rund 55 m2

Steuerliche Absetzbarkeit 
einer doppelten Haushaltsführung

www.witisa.at
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	 Kosten von Hotelunterkünften, sofern es sich um 
eine vorübergehende Hotelunterbringung oder ein-
zelne Nächtigungen innerhalb eines Monats handelt

	 Kosten für Familienheimfahrten: Anerkannt wer-
den solche Fahrten 1 x pro Woche (bei alleinste-
henden Steuerpflichtigen: 1 x pro Monat), wobei bei 
grundsätzlich freier Wahl des Verkehrsmittels die 
tatsächlich anfallenden Kosten bzw. bei Fahrten mit 
dem eigenen KfZ auch die amtlichen Kilometergeld-
sätze (0,42 Euro/km) abzüglich eventueller steuer-

freier Kostenersätze des Arbeitgebers zu berück-
sichtigen sind. Die Obergrenze für die steuerliche 
Anerkennung der Kosten für Familienheimfahrten 
orientiert sich am höchsten Pendlerpauschalsatz 
und liegt derzeit bei 3.672 Euro pro Jahr.

Für die Erarbeitung einer auf Ihren Fall zugeschnitte-
nen bestmöglichen Lösung stehen wir Ihnen jederzeit 
gerne zur Verfügung.

 StB Dr. Peter Pülzl, LL.M.

Witisa | Wirtschaftstreuhand für Tirol und Salzburg
Maria-Theresien-Straße 7/I, 6020 Innsbruck, T. 0512 581855
Gerlosstraße 8b, 5730 Mittersill, T. 06562 48658
office@witisa.at, www.witisa.at

Wird nicht investiert, so steht dem Steuerpflichtigen jedenfalls der Grundfreibetrag 
in Höhe von 13 % des Gewinns, höchstens aber bis zu einem Gewinn in Höhe von  
€ 30.000,00 zu (maximaler Freibetrag € 3.900,00).

Übersteigt nun der Gewinn € 30.000,00, 
kommt ein investitionsbedingter Gewinnfreibetrag hinzu.

Dieser ist gestaffelt und beträgt:
bis € 175.000,00 Gewinn: 	 13 %	 Gewinnfreibetrag
über € 175.000,00 bis € 350.000,00 Gewinn: 	 7 %	 Gewinnfreibetrag
über € 350.000,00 bis € 580.000,00 Gewinn: 	 4,5 %	 Gewinnfreibetrag
über € 580.000,00 Gewinn: 	 kein	 Gewinnfreibetrag

Tipp von Mag. (FH) Viktoria Brunner

Gewinnfreibetrag bei 
Einzelunternehmen und betrieb-
lichen Mitunternehmerschaften

Die EU-Verbraucherinformationsverordnung (LMIV) 
zur Lebensmittel-Kennzeichnung bringt EU-weit 
Neuerungen und ist ab 13.12.2014 gültig (Ausnahme: 
verpflichtende Nährwert-Kennzeichnung erst mit 
13.12.2016). Die Verordnung gilt für Lebensmittelunter-
nehmer auf allen Stufen der Lebensmittelkette. 

Dies hat zur Folge, dass nun nicht mehr nur große 
Lebensmittelhersteller, sondern insbesondere auch 
Köche, Servicefachkräfte, somit die gesamte Hotellerie 
und Gastronomie und alle Personen, die mit Lebens-
mitteln arbeiten, davon betroffen sind. Ausgenommen 
sind lediglich Privatpersonen und wohltätige Veran-
staltungen. 

Folgende Auflistung zeigt grob die wesentlichen Vor-
schriften, die in der LMIV geregelt sind:

	 Allergenkennzeichnung:  
Die wichtigsten Allergene sind optisch in der Zuta-
tenliste hervorzuheben (z. B. durch Schriftart oder 
Hintergrundfarbe). Eine Kennzeichnung ist auch 
bei unverpackten Lebensmitteln vorgeschrieben 
(etwa in der Feinkosttheke im Supermarkt, aber 
auch in Restaurants oder Kantinen).

	 Angabe des Einfrierdatums:  
Bei gefrorenem Fleisch, Fleischerzeugnissen und 
unverarbeiteten Fischprodukten muss das Einfrier-
datum angegeben werden.

	 Verschärfter Täuschungs-  
und Irreführungsschutz:  
Ersatzstoffe sind in unmittelbarer Nähe des Pro-
duktnamens in bedeutender Größe anzugeben  
(z. B. anstelle von Käse wird Pflanzenfettmischung 
verwendet, bei „Klebefleisch“ ist der Zusatz „aus 
Fleischstücken zusammengefügt“ zu verwenden, 
Gleiches gilt auch bei Fischereierzeugnissen).

	 MindestschriftgröSSe:  
Angaben müssen in einer Schriftgröße von mindes-
tens 1,2 mm (bezogen auf Kleinbuchstaben) erfolgen.

	 Verpflichtende Herkunfts- 
kennzeichnung für Fleisch:  
Neben der bereits bestehenden verpflichtenden 
Kennzeichnung der Herkunft von Rindfleisch ist 
nun auch die Herkunft von Schweine-, Schaf-,  
Ziegen- und Geflügelfleisch anzugeben.

	 Verpflichtende Kennzeichnung von 
Kalorien- und Nährwertangaben:  
Ab 13.12.2016 besteht die Notwendigkeit einer 
verpflichtenden Nährwertkennzeichnung, welche 
folgende Angaben zu enthalten hat: Brennwert, die 
Mengen an Fett, gesättigten Fettsäuren, Kohlen-
hydraten, Zucker, Eiweiß und Salz.

	W arnhinweise auf  
koffeinhaltigen Lebensmitteln:  
Auf bestimmten koffeinhaltigen Lebensmitteln,  
(z. B. Energy Drinks) müssen Warnhinweise für Kin-
der, Schwangere und Stillende angebracht werden.

	 Nanokennzeichnung:  
Alle Zutaten, die in Form technisch hergestellter 
Nanomaterialien vorhanden sind, müssen in der 
Zutatenliste eindeutig angeführt werden und mit 
„Nano“ gekennzeichnet werden.

Betroffene Unternehmen und Personen sollten sich 
vorzeitig mit den Themen auseinandersetzen. Detail-
lierte Informationen sind auf den Informationsseiten 
der Wirtschaftskammer (www.wko.at) sowie des 
Bundesministerium für Gesundheit (www.bmg.gv.at) 
abrufbar. Auch werden vom Wifi Informationskurse 
zu diesem Thema angeboten.

Mag. (FH) Viktoria Brunner

Lebensmittel- und Allergenkennzeichnung 
verpflichtend ab Dezember 2014
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Wenn für die Einräumung einer Dienstbarkeit (Ser-
vitut) ein Entgelt bezahlt wird, so teilt sich dieses 
meist in ein Benützungsentgelt, eine Entschädigung 
für die Beeinträchtigung und Bodenwertminderung 
sowie ein Entgelt für Gewinnminderung durch Er-
tragsausfall und Wirtschaftserschwernisse auf. Diese 
einzelnen Bestandteile sind steuerlich unterschied-
lich zu behandeln.

a.)	Benützungsentgelt 
Dieses zählt zu den betrieblichen Einkünften, wenn 
der Grund und Boden auf dem die Leitung verlegt 
wird zum Betriebsvermögen gehört. Der darauf 
entfallende Entgeltsanteil ist mit der Vollpauscha-
lierung nicht abgegolten.

b.)	Entschädigung für Beeinträchtigung 
und Bodenwertminderung 
Diese ist steuerfrei, wenn das Leitungsrecht zeit-
lich unbegrenzt und unwiderruflich eingeräumt 
wird. Die Obergrenze bildet der gemeine Wert 
(Verkehrswert) der Liegenschaft ohne Berücksich-
tigung der zu verlegenden Leitung. Diese Grenze 
wird aber in der Regel nicht erreicht.

c.)	Entgelt für Gewinnminderung 
Dieses ist grundsätzlich steuerpflichtig, wobei es 
sich bei vollpauschalierten Land- und Forstwir-
ten nur dann gewinnerhöhend auswirkt, wenn es 
aufgrund der Leitungsverlegung zu einer Vermin-
derung des Einheitswertes gekommen ist.

Die Zuordnung, welcher Anteil des Entgeltes eine 
Entschädigung darstellt und damit steuerfrei ist, muss 
nicht zwingend mit der vertraglich ausgewiesenen 
Aufteilung der Entschädigungssumme ident sein, weil 
diese für das Finanzamt nicht bindend ist. Es gibt aber 
eine vereinfachte Feststellung des steuerpflichtigen 
Anteils, welcher in der Randziffer 5174 der Einkom-

mensteuerrichtlinien enthalten ist. Diese wurde im 
Oktober 2014 neu geregelt und kann auch noch für 
Veranlagungen bis 2013 angewendet werden, sofern 
diese noch nicht rechtskräftig sind.

Wenn die Entgelte aus der Einräumung von Leitungs-
rechten die jährliche Gesamthöhe von € 30.000,– nicht 
übersteigen, oder wenn das einmalige Entgelt maximal 
€ 50.000,– beträgt, erfolgt die Ermittlung des steuer-
pflichtigen Anteils wie folgt:

1.)	Der Waldanteil der land- und forstwirtschaft-
lich genutzten Fläche, für die eine Entschädigungs-
zahlung erfolgt, beträgt weniger als 10 %

a.)	Auf der Fläche befindet sich  
kein Maststandort ( zB Gasleitung, 
Stromleitung mit reiner Überspannung)  
à der steuerpflichtige Anteil der Entschädi-
gungssumme beträgt 70 % des Gesamtentgelts.

b.)	Auf der Fläche befindet sich  
ein Maststandort 
à der steuerpflichtige Anteil der Entschädi-
gungssumme beträgt 55 % des Gesamtentgelts.

2.)	Der Waldanteil der land- und forstwirtschaft-
lich genutzten Fläche, für die eine Entschädigungs-
zahlung erfolgt, beträgt zwischen  
10 % und 70 %: 
à der steuerpflichtige Anteil der Entschädigungs-
summe beträgt 55 % des Gesamtentgelts.

3.)	Der Waldanteil beträgt über 70 % der 
land- und forstwirtschaftlich genutzten Fläche für 
die eine Entschädigungszahlung erfolgt:  
à der steuerpflichtige Anteil der Entschädigungs-
summe beträgt 40 % des Gesamtentgelts.

Manuela Rainer

Entgelte aus der Einräumung von Leitungsrechten für 
Daten, Gas, Strom, Öl, Wärme, Wasser und Abwasser usw.

Um wieder so viel wie möglich zu erleben, starteten wir 
unseren diesjährigen Betriebsausflug am Freitag bereits 
um 06:15 Uhr mit dem Bus in Richtung der italienischen 
Region Friaul-Julisch Venetien. 

Bei der Stadtführung durch Venzone, welches 1976 bei 
dem schweren Erdbeben fast vollständig zerstört und in 
bewundernswerter Weise wieder aufgebaut wurde, hat 
uns nach dem Besuch des Museums der Mumien ein 
angenehmer Lavendelduft erfreut. 

Weiter ging es zur Stärkung nach San Daniele ins „DOK 
Dall’Ava“ (Schinkenmuseum) und anschließend nach 
Grado, wo wir den herrlichen Tag bei einer Lagu-
nenfahrt und anschließendem Abendessen gemütlich 
ausklingen ließen. 

Am Samstag fuhren wir nach Triest, um dort das 
Schloss Miramare zu besichtigen. Auf den Spuren der 
Habsburger konnten wir, da sich das Schloss umgeben 
von einem üppigen Park auf einer Felsenklippe über dem 
Meer befindet, eine bezaubernde Aussicht genießen. Da-
nach ging es weiter ins Grand Hotel Duchi D’Aosta, um 

im Harry’s Grill, direkt an der Piazza Unità d’Italia, 
Mittag zu essen. Nach der anschließenden Stadtfüh-
rung durch Triest fuhren wir mit unserem Bus zur 
Besichtigung in die antiken Kellereien des Castellos 
di Spessa mit anschließender Weindegustation. Das 
Nachtleben von Grado rundete diesen wunderschönen 
Tag noch ab. 

Die Rückreise am Sonntag führte uns noch in die tra-
ditionsreiche Stadt Cividale del Friuli, wo wir noch 
einige Stunden durch die Altstadt flanieren konnten, 
ehe wir die endgültige Heimreise angetreten haben. 

An dieser Stelle nochmals ein herzliches Vergelt’s Gott 
an unsere beiden Chef’s Hermann Gandler und Thomas 
Fritzenwallner sowie an Bernhard Gruber für diesen 
tollen Betriebsausflug.			 

Andrea Dreier

Betriebsausflug
Grado / Triest

Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungskosten bis € 400,00 betragen, können steu-
erlich im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben werden. Eine Absetzung für Ab-
nutzung (AfA) kann erst ab Inbetriebnahme des jeweiligen Wirtschaftsgutes geltend 
gemacht werden. Erfolgt die Inbetriebnahme des neu angeschafften Wirtschaftsgu-
tes noch kurzfristig bis zum 31.12.2014 und liegen die Anschaffungskosten über Euro 
400,00, steht eine Halbjahres-AfA zu.

Tipp von Christine Kaserer 

Erwerb von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern bzw. 
Halbjahresabschreibung
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Personal-
verrechnung

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Was man sich gefallen lassen muss 
und wann Beschimpfungen 
den Job kosten können 

Grundsätzlich berechtigt eine grobe Ehrverletzung zu 
einer sofortigen fristlosen Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses. Eine Ehrverletzung ist dann als 
erheblich anzusehen, wenn sie von solcher Art began-
gen wurde, dass ein Mensch mit normalem Ehrgefühl 
darauf nicht anders als mit dem Abbruch der Bezie-
hung reagieren kann.
Sofern aber die Ehrverletzung aufgrund der Begleit-
umstände und insbesondere des Verhaltens des 
Gegenübers entschuldbar war, wird eine sofortige 
fristlose Beendigung des Arbeitsverhältnisses recht-
lich nicht gedeckt sein. 

Wie so oft im Arbeitsrecht kommt es auch hier immer 
auf den jeweiligen Einzelfall an. Bei Beurteilung der 
Zumutbarkeit der Weiterbeschäftigung sind dabei 
auch die Stellung des Arbeitnehmers im Betrieb, sein 
Bildungsgrad, die Art des Betriebes, das bisherige Ver-
halten und auch generell der Umgangston im Betrieb 
zu berücksichtigen.

Fristlose Entlassung des Arbeitnehmers
Erst vor kurzem musste sich das Oberlandesgericht 
Wien mit einer verbalen Auseinandersetzung zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beschäftigen. 
Im Zuge eines von wechselseitigen Beschimpfungen 
geprägten Streitgesprächs kam es von beiden Sei-
ten zu sehr derben Beschimpfungen, woraufhin der 
Arbeitnehmer – sozusagen als letztes Argument des 

Arbeitgebers – fristlos entlassen wurde. Das Ober-
landesgericht Wien kam zu dem Schluss, dass dieses 
Fehlverhalten aufgrund der Begleitumstände die frist-
lose Entlassung des Arbeitnehmers nicht rechtfertigt.

In anderen Fällen hingegen wurden beispielsweise die 
Schimpfwörter, „Trampel“ oder „deppert“ als ausrei-
chend für eine fristlose Entlassung beurteilt, selbst 
wenn im Betrieb ein derberer Umgangston herrsch-
te. Auch die Bezeichnung des Geschäftsführers als 
„Schwein“ oder die Äußerung eines Arbeiters gegen-
über einem Vorgesetzten: „das geht dich nichts an, du 
kleine Krot“, waren für den Obersten Gerichtshof aus-
reichend, um eine fristlose Entlassung zu rechtfertigen.

Beschimpfungen vom Chef
Auch der Arbeitnehmer ist berechtigt, sofern er von 
seinem Vorgesetzten auf grob ehrverletzende Art und 
Weise beschimpft wird, seinen sofortigen Austritt aus 
dem Beschäftigungsverhältnis zu erklären. In diesem 
Fall, wenn dieser Austritt berechtigt erfolgt, wird das 
Beschäftigungsverhältnis mit sofortiger Wirkung 
beendet und der Arbeitnehmer hat Anspruch auf Kün-
digungsentschädigung.

Nicht nur zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer,  
auch zwischen Arbeitnehmern untereinander kann es 
zu Beschimpfungen und erheblichen Ehrverletzungen 
kommen. Die Beschimpfung von Kollegen berechtigt 
den Arbeitgeber, die fristlose Entlassung auszuspre-
chen. Sofern Beschimpfungen wechselseitig erfolgen, 
kann das auch dazu führen, dass beide Kontrahenten 
vom Dienstgeber fristlos entlassen werden.

Unter Kollegen
Sofern ein Arbeitnehmer von einem Kollegen belei-
digt wird, darf er allerdings seine Arbeit nicht einfach 
niederlegen, sondern ist verpflichtet dem Dienstgeber 
dies zu melden. Der Dienstgeber muss aufgrund seiner 
Fürsorgepflicht in einem derartigen Fall entsprechend 
reagieren. Nur wenn sich der Dienstgeber weigert, den 
Mitarbeiter gegen entsprechende Angriffe von Kolle-
gen zu schützen, berechtigt dies den Dienstnehmer 
zum sofortigen Austritt aus dem Dienstverhältnis.

Sofern ein Arbeitnehmer von Kollegen laufend be-
schimpft oder schikaniert wird, hat der Arbeitgeber 
ebenfalls unverzüglich für ausreichende Abhilfe zu 
sorgen. Wird dem Arbeitgeber dieses Mobbing gemel-
det und verabsäumt er es, entsprechend zu reagieren, 
so kann es dazu führen, dass der Arbeitnehmer nicht 
nur einen berechtigten Austrittsgrund hat, sondern 
sich der Arbeitgeber gegenüber dem Arbeitnehmer 
dadurch auch schadenersatzpflichtig macht.

Beschimpfungen am Arbeitsplatz 
aus arbeitsrechtlicher Sicht

Leider kommt es im unternehmerischen Alltag immer 
wieder zu Streitigkeiten mit Dienstnehmern – dies vor-
wiegend in Verbindung mit der Beendigung von Dienst-
verhältnissen. Wie unsere Erfahrung zeigt, können Sie 
sich jedoch bereits bei Beginn eines Beschäftigungsver-
hältnisses effektiv gegen die meisten der drohenden 
Probleme bei Beschäftigungsende schützen, nämlich 
mit dem Abschluss von Dienstverträgen. Ohne diesen 
Schutz können Ihnen nicht nur erhebliche Probleme 
sondern auch erhebliche Mehrkosten drohen.

Jede mündliche Einigung mit einem Dienstnehmer, 
dass dieser eine Arbeitsverpflichtung bei Ihnen unter 
bestimmten Bedingungen eingeht, stellt bereits einen 
mündlichen Dienstvertrag dar. Jedoch hat ein schriftli-
cher Vertragsabschluss immer den Vorteil einer besse-
ren Beweissicherung. 

Ein schriftlicher und umfassender Dienstvertrag 
wendet viele Arbeiterkammer-Streitigkeiten ab! 

Des Weiteren kommt auch künftig unterzeichneten 
Dienstverträgen in Zusammenhang mit dem Lohn- und 
Sozialdumping Betrugsbekämpfungsgesetz immer 
mehr Bedeutung zu. Das LSDB-G sanktioniert eine 
falsche Einstufung und die damit zusammenhängen-
de Unterentlohnung der Dienstnehmer. Mit Hilfe von 
unterschriebenen Dienstverträgen kann die Tätigkeit, 
die Einstufung bzw. die vereinbarte Arbeitszeit leichter 
bewiesen werden. 

Diese und viele weitere Punkte sprechen für den Ab-
schluss eines Dienstvertrages mit Ihren Dienstneh-
mern. Für weiterführende Fragen stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung!

Durch die Lohnpfändungsvorschriften werden Ihnen 
als Dienstgeber eine Reihe von Pflichten auferlegt. 
Bei Nichteinhaltung oder unrichtiger Erfüllung dieser 
Pflichten können Sie direkt zur Haftung herangezogen 
werden. In der Praxis ergeben sich beispielsweise bei 
Nichtreagieren des Dienstgebers auf eine Lohnpfän-
dung, bei Unterlassen der rechtzeitigen Übermittlung 
der Drittschuldnererklärung bzw. bei unterbliebe-
ner Überweisung des pfändbaren Bezugsteiles an die 
Gläubiger die häufigsten Haftungsfragen. 

In den letzten Monaten ist uns verstärkt aufgefallen, 
dass sogenannte „blaue Briefe“ (zB Exekutionsbewil-
ligungen) nicht sofort an uns weitergeleitet wurden. 
Damit jedoch die kurzen Fristen für die weitere Bearbei-
tung gewahrt werden können und es zu keinen unange-
nehmen Haftungsfolgen (zB Drittschuldnerklagen) für 
Sie kommt, bitten wir Sie solche RSa und RSb-Postsen-
dungen sofort nach Hinterlegung beim Postamt abzuho-
len und umgehend an uns weiterzuleiten.

Dienstverträge als wichtiges Schutzinstrument 
für Dienstgeber

Dienstgeberhaftung bei Lohnpfändungen
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www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Werte für die Sozialversicherung 2014 2015

Geringfügigkeitsgrenze täglich 	 €	 30,35 	 €	 31,17

Geringfügigkeitsgrenze monatlich 	 €	 395,31 	 €	 405,98

Grenzwert für pauschalierte Dienstgeberabgabe 	 €	 592,97 	 €	 608,97

Höchstbeitragsgrundlage täglich 	 €	 151,00 	 €	 155,00

Höchstbeitragsgrundlage monatlich 	 €	 4.530,00 	 €	 4.650,00

Höchstbeitragsgrundlage (jährlich) für Sonderzah-
lungen

	 €	 9.060,00 	 €	 9.300,00

Höchstbeitragsgrundlage monatlich für freie Dienst-
nehmer ohne Sonderzahlung

	 €	 5.285,00 	 €	 5.425,00

Auflösungsabgabe 	 €	 115,00 	 €	 118,00

monatliche Beitragsgrundlage

Von Bis

Absenkung um 3 % 	 €	 0,00 	 €	 1.280,00

Absenkung um 2 % 	 über €	 1.280,00 	 €	 1.396,00

Absenkung um 1 % 	 über €	 1.396,00 	 €	 1.571,00

Volle ALV-Pflicht (3 %) 	 über €	 1.571,00

In der folgenden Tabelle finden Sie die wichtigsten SV-Werte für 2015 
verglichen mit den derzeitigen Werten für 2014: 

Voraussichtliche Sozialversicherungswerte 2015

Grenzbeträge zum Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
bei geringem Einkommen für das Jahr 2015

Für weiterführende Fragen 	 Das Team der Personalverrechnung

stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung!	 Eva Lachmayer, Mag. Birgit Mürwald, 

Melanie Rainsberger, Kurt Schöppl und Margit Wieser 

Die Novelle bringt eine Ausweitung der behördli-
chen Lohnkontrolle, denn bisher wurde lediglich der 
Grundlohn kontrolliert. Neu ist die Einbeziehung al-
ler Entgeltbestandteile in die Lohnkontrolle. Das sind 
z.B. Sonderzahlungen (Urlaubs- und Weihnachts-
geld), Zulagen wie Gefahren- oder Nachtarbeitszu-
schläge und Überstundenzuschläge.

Die Verwaltungsstrafen bei fehlenden Lohnunterlagen 
werden erhöht. Lohnunterlagen müssen jederzeit bei 
Kontrollen einsehbar sein. Ist das nicht der Fall, wur-
den bisher 500 bis 5.000 Euro verhängt; das ist deut-
lich weniger als die Strafe bei nachgewiesener Unter-
entlohnung. Mit anderen Worten, es kam bislang den 
Unternehmern billiger, die Unterlagen gar nicht bereit 
zu halten. Das Strafniveau wird nunmehr auf jenes für 
Unterentlohnung angehoben und wird künftig zwi-
schen 1.000 bis 10.000 Euro ausmachen. Die Strafe we-
gen Nichtbereithalten der Lohnunterlagen ist pro Ar-
beitnehmer zu verhängen, für den die Lohnunterlagen 
nicht bereitgehalten werden (bisher: Strafe pauschal 
pro Arbeitgeber, d.h. max. 5.000 Euro).

Wenn ein begründeter Verdacht auf eine Verwal-
tungsübertretung nach diesem Gesetz vorliegt und 
Vollstreckungsschwierigkeiten zu erwarten sind 
(weil Auftragnehmer seinen Sitz im Ausland hat), 
können die Verwaltungsbehörden einen vorläufi-
gen Zahlungsstopp des Auftraggebers gegenüber 
dem Auftragnehmer verhängen. D.h. der Bauherr 
darf zunächst den restlichen Werklohn nicht mehr 
leisten. Binnen drei Tagen hat die Behörde dann zu 

entscheiden, ob der Auftraggeber anstelle des Zah-
lungsstopps eine Sicherheitsleistung zu erlegen hat. 
Anstelle eines Zahlungsstopps kann von den Kon-
trollbehörden auch eine vorläufige Sicherheit – das 
können auch Sachen wie ein Bagger sein – verlangt 
werden, wenn ein begründeter Verdacht auf eine 
Verwaltungsübertretung in Verbindung mit Vollstre-
ckungsschwierigkeiten – Auftragnehmer hat seinen 
Sitz im Ausland – vorliegt.

Künftig gibt es eine Informationspflicht an die Ar-
beitnehmer. Wenn aufgrund von Unterentlohnung 
ein Strafbescheid gegen den Arbeitgeber vorliegt, 
muss der betroffene Arbeitnehmer darüber infor-
miert werden. Zudem wird die Verjährung im Fall des 
Lohndumpings neu geregelt. Bisher verjährte das De-
likt der Unterentlohnung kaum, da die Verjährungs-
frist von einem Jahr erst begann, wenn nachgezahlt 
wurde. Nun wurde die Verjährungsfrist auf drei Jahre 
ausgedehnt und beginnt mit Fälligkeit des Entgelts.

Der Auftraggeber nach dem Bundesvergabegesetz 
kann Auskunft verlangen, ob gegen den Auftragneh-
mer eine rechtskräftige Bestrafung nach dem LSDB-G 
vorliegt. Das gab es bisher nicht. Da sich das Entgelt 
aus vielen Bestandteilen zusammensetzt, die nun alle 
kontrolliert werden, können dem Arbeitgeber mitun-
ter Fehler bei einzelnen Abrechnungen passieren, die 
nicht gleich zu einer Bestrafung führen sollen. Die 
Behörde kann daher jetzt bei geringfügiger Unterent-
lohnung Nachsicht von der Strafe üben.

LSDB-G wird wieder verschärft 
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Im Bereich der AGH für Subunternehmen in der Bau-
wirtschaft gibt es ein paar Neuerungen ab 01.01.2015.

Bisher gab es für sog. Einpersonenunternehmen 
(EPU) keine Möglichkeit in die HFU-Liste eingetra- 
gen zu werden. Die HFU-Liste ist die Gesamtliste der 
haftungsfreistellenden Unternehmen und sagt aus, 
dass das betreffende Unternehmen seit mindestens  
3 Jahren Bauleistungen im Sinne des § 19 Abs.1a UStG 
ausführt und keine Beitragsrückstände sowohl bei 
den Lohnabgaben an das Finanzamt als auch an die 
Gebietskrankenkassen hat. Im § 67b ASVG steht 
unmissverständlich, dass nur Unternehmen welche 
im Sinne des ASVG angemeldete Dienstnehmer haben 
in die HFU-Liste eingetragen werden können. Bei EPU 
als Auftragnehmer musste daher jeweils eine Bestäti-
gung vom zuständigen Krankenversicherungsträger 
eingeholt werden, dass keine Außenstände vorliegen. 
Diese galt allerdings jeweils nur für ein Monat und 
die Möglichkeit den Haftungsbetrag an das Dienst-
leistungszentrum (DLZ-AGH) abzuführen, um eine 
haftbefreiende Wirkung zu erreichen, gab es mangels 
Dienstgebernummer in diesen Fällen auch nicht.

Mittels der Neuschaffung des § 67e ASVG können nun 
auch EPU in die HFU-Liste aufgenommen werden, 
sofern es sich um eine natürliche Person handelt und 
eine Pflichtversicherung in der GSVG besteht. Natür-
lich sind auch hier die mindestens dreijährige Erbrin-
gung von Bauleistungen im Sinne des § 19 Abs.1a UStG 
sowie die regelmäßige fristgerechte Entrichtung der 
Sozialversicherungsabgaben Voraussetzung. 

Achtung: Die Eintragung in die HFU-Liste kann nur 
unter dem Namen der natürlichen Person erfolgen. 
Eingetragene Unternehmen mit einem abweichen-
den Firmennamen sollten ihre Auftraggeber daher 
unbedingt darüber informieren unter welchem 
Namen man auf der HFU-Liste geführt wird.

Dennoch wird es auch weiterhin EPU geben die 
nicht in der HFU-Liste aufscheinen. Im Falle solcher 

Auftragnehmer gibt es jetzt die Möglichkeit zur haf-
tungsbefreienden Anweisung von AGH-Zahlungen 
auch wenn keine Dienstgebernummer vorhanden ist. 
Eine Anweisung an das DLZ-AGH kann jetzt nicht 
nur unter Angabe der Dienstgebernummer, sondern 
auch durch Angabe von Name und UID-Nummer 
sowohl des Auftraggebers (AG) als auch des Auf-
tragnehmers (AN) erfolgen. Es muss aber stets ein 
Vermerk über die Art des AGH erfolgen: „AGH“ (25 %  
des Werklohns für SV und LSt) „AGH-SV“ (20 % 
des Werklohns für SV) oder „AGH-LSt“ ( 5 % des 
Werklohns für Lohnsteuer). Rechnungsdatum und 
Rechnungsnummer müssen ebenfalls angegeben 
werden und der Haftungsbetrag muss dem vermerk-
ten Prozentsatz des AGH entsprechen. Haftungs-
anweisungen für verschiedene AN können nicht 
gesammelt überwiesen werden, es muss pro Auftrag-
nehmer eine gesonderte Überweisung erfolgen. 

Werden Haftungsbeträge für ein EPU an das DLZ-
AGH überwiesen und  das betreffende Unternehmen 
ist bei der gewerblichen Sozialversicherung pflicht-
versichert, so wird der Betrag an den jeweiligen 
Sozialversicherungsträger weitergeleitet und am 
Beitragskonto gutgeschrieben. Ist das betreffende 
EPU nicht in der GSVG pflichtversichert, so kann 
der Unternehmer einen Antrag auf Auszahlung des 
Haftungsbetrages direkt beim Dienstleistungszent-
rum stellen.

Wenn aufgrund von AGH-Zahlungen Guthaben auf 
einem Beitragskonto der Sozialversicherungsträger 
entstehen, so ist die Rückzahlung schriftlich beim 
DLZ-AGH zu beantragen. Die Entscheidung ob der 
Betrag rückgezahlt wird obliegt aber der jeweiligen 
SVA und es werden jedenfalls nur Auszahlungen 
getätigt, die dem tatsächlichen Beitragsguthaben 
entsprechen. Guthaben für lohnabhängige Abgaben 
sind direkt beim Finanzamt mittels Rückzahlungsan-
suchen einzufordern oder können am Steuerkonto 
mit anderen Abgaben gegenverrechnet werden.

Manuela Rainer

Seit dem 14. Juni 2014 gelten verschärfte Richtli-
nien für einen Beherbergungsvertrag, welcher mit 
Individualgästen über Fernabsatz abgeschlossen 
wurde. Es sind davon alle Geschäftsabschlüsse über 
Mail, Brief und Fax betroffen.

Es besteht seitens des Vermieters eine erweiterte 
Informations- und Bestätigungspflicht. Das bedeu-
tet, Sie als Vermieter müssen dem Gast eine Reser-
vierungsbestätigung mailen oder senden, welche 
folgenden Inhalt hat: 

	 die wesentlichen Merkmale der Leistung  (also 
zum Beispiel die Zimmerart, die Verpflegungsart 
oder die Personenanzahl)

	 Aufenthaltsdauer

	 den Gesamtpreis inkl. Steuern und Abgaben 
(sollte Ortstaxe oder Kurtaxe vorher nicht exakt 
ermittelbar sein, zum Beispiel wegen dem Alter 
der Reisenden, muss diese gesondert und in un-
mittelbarer Nähe des Gesamtpreises ausgewiesen 
werden. Zum Beispiel Gesamtpreis: 800,-€ exkl. 
Kurtaxe. Diese beträgt pro Erwachsenem X Euro 
und pro Kind Y Euro am Tag)

Da Fernabsatzverträge normalerweise ein 14 tägiges 
Rücktrittsrecht vorsehen, macht es außerdem Sinn, 

darauf hinzuweisen, dass dieses nicht zur Anwen-
dung kommt und anstelle davon die Stornokonditio-
nen gelten.

Weiters wurden folgende 
Punkte verschärft: 

	 Telefonnummern, unter denen der Gast im Hotel 
anruft und sich zu seiner Buchung erkundigt, 
dürfen keine Mehrwertnummern sein, die teurer 
sind als der Grundtarif. 

	 Onlinebuchungen: Der „Buchen“ Button muss 
jetzt „zahlungspflichtig buchen“ heißen. Nur „Bu-
chen“ oder „Buchung durchführen“ ist zu wenig.

Bei Verletzung dieser Informationspflicht drohen 
Geldstrafen bis 1.450 €. Mitbewerber können auf 
Unterlassung klagen.

Im Stornofall könnte außerdem ein Gast, der sich 
mit der Rechtslage auskennt, auf die Ungültigkeit 
des Reservierungsvertrages bestehen, womit keine 
Stornogebühren verrechenbar wären.

Mag. Julian Holleis

AuftraggeberInnenhaftung (AGH)
Änderungen ab 2015

Verschärfte Richtlinien für den 
Beherbergungsvertrag über Fernabsatz

... zur bestandenen Prüfung zum 
diplomierten Steuersachbearbeiter/Bilanzbuchhalter.

Wir gratulieren

Werner Vötter
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Karriere bei 
Raiffeisen Salzburg

Bei Raiffeisen Salzburg stehen Schulabgängern, Jung-
akademikern und Berufseinsteigern nicht nur Berufs-
wege im klassischen Bankbereich offen. Durch die 
vielen unterschiedlichen Geschäftsbereiche und die 
erfolgreiche Marktstellung ergibt sich ein ansprechen-
des Aufgabenspektrum mit vielfältigen Gestaltungs-
möglichkeiten. Auch die umfassenden Aus- und Wei-
terbildungsangebote, die nicht nur auf die fachliche 
Kompetenz ausgerichtet sind, sondern auch die Sozial-
kompetenz fördern, machen Raiffeisen Salzburg zu ei-
nem attraktiven Arbeitgeber.

Erfolg in einer starken Gemeinschaft 
Raiffeisen unterscheidet sich maßgeblich von ande-
ren Banken. Das hängt mit der genossenschaftlichen 
Grundidee zusammen, die nichts von ihrer Aktualität 
eingebüßt hat. Wir werden als Bank von den Menschen 
der Region getragen und von ihren Werten entschei-
dend geprägt. 

Ein starkes Wir-Gefühl zeichnet nicht nur das Verhält-
nis unserer Kunden und Mitglieder zu ihrer Bank aus, 
sondern auch das Verhältnis der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter untereinander. 

Unsere Auszubildenden sind von Anfang an selbstver-
ständlicher Teil dieser starken Gemeinschaft.

Raiffeisen Salzburg hat Geschichte und Tradition – seit 
mehr als 100 Jahren übernehmen wir in besonderem 
Maße die Verantwortung für die in unserem Geschäfts-
gebiet mit uns in Verbindung stehenden Menschen und 
Unternehmen. Mit rund 3.100 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in Stadt und Land Salzburg sind wir einer 
der wichtigsten Arbeitgeber und Ausbildungsbetriebe 
in der Region. 

Bild: Jugendlichen werden bei Raiffeisen mit einer erstklassigen Aus-

bildung Zukunftsperspektiven und tolle Karrierechancen geboten. 

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken

Das gesamte Team der
Fritzenwallner – Gandler 
Wirtschaftstreuhand- und 
Steuerberatungsgesellschaft mbH

wünscht ihnen gesegnete 
Weihnachten und einen guten rutsch
ins Jahr 2015

Betriebsveranstaltungen, wie z.B. Weihnachtsfeiern, sind bis zu 
€ 365,00 pro Arbeitnehmer und Jahr lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei. 
Geschenke sind innerhalb eines Freibetrages von € 186,00 jährlich lohnsteuer- 
und sozialversicherungsfrei. Bargeschenke sind allerdings immer steuerpflichtig.

Tipp von Mag. Julian Holleis 

Ertragsteuerfreie 
(Weihnachts-)Geschenke 
und Feiern für Mitarbeiter
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